
VERÖFFENTLICHUNGSEXEMPLAR 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

(Veröffentlichungsfrist vom 30.05.2025 bis zum 30.06.2025) 

im Internet veröffentlicht vom 30.05.2025 bis ................. 

öffentlich ausgelegen vom 30.05.2025 bis .................... 

Amt Warnow-West, den Stempel Unterschrift 

ELMENHORST-LICHTENHAGEN 
Gemeinde des Amtes Warnow-West 

Landkreis Rostock / Land Mecklenburg-Vorpommern  

BEBAUUNGSPLAN NR. 25 
Sondergebiet Photovoltaik-Freiflächenanlage 

Unterlagen zur Veröffentlichung im Internet 

 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB werden zum o.g. Vorhaben bereits vorliegende, umweltbezogene 
Stellungnahmen zum Vorentwurf (Arbeitsstand November 2023) sowohl im Internet veröffentlicht 
als auch öffentlich ausgelegt. 
lfd. 
Nr. 

Behörde/ 
Träger öffentlicher Belange/Umweltverbände 

Stellungnahme 
vom 

1 Landkreis Rostock, Amt für Kreisentwicklung 06.03.2024 

2 Landkreis Rostock, Untere Bodenschutzbehörde 22.01.2024 

3 Landkreis Rostock, Untere Naturschutzbehörde 19.01.2024 

4 Landkreis Rostock, Untere Immissionsschutzbehörde 15.01.2024 

5 Landkreis Rostock, Untere Wasserbehörde 26.01.2024 

6 Landkreis Rostock, Untere Denkmalschutzbehörde 09.01.2024 

7 WWAV/Nordwasser GmbH 29.01.2024 

8 WBV 
Wasser- und Bodenverband Untere Warnow-Küste 09.02.2024 

9 StALU MM 
Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg  07.02.2024 

10 Landesforstanstalt, Forstamt Bad Doberan 10.01.2024 
 



Landkreis Rostock
Der Landrat
Amt für Kreisentwicklung
Sachgebiet Regional- und Bauleit-
planung

LANDKREIS ROSTOCK • Postfach 14 55 • 18264 Güstrow

Amt Warnow-West

Schulweg la

18198 Kritzmow

Satzung über den Bebauungsplan Nr. 25 Sondergebiet Pho-
tovoltaik-Freiflächenanlage am Admannshäger Weg der Ge-
meinde Elmenhorst/ Lichtenhagen

hier: Abgabe einer Stellungnahme im Rahmen der Beteili-
gung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 Bau-
gesetzbuch (BauGB)

Sehr geehrte Damen und Herren,

durch den Landkreis Rostock als Träger öffentlicher Belange wird folgende Stellung-
nahme zum oben genannten Entwurf (Stand: November 2023) abgegeben:

Die Gemeinde Elmenhorst/ Lichtenhagen beabsichtigt mit der Aufstellung des Be-
bauungsplanes die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer
Freiflächen-Photovoltaikanlage in der Ortslage Lichtenhagen zu schaffen. Der Be-
bauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt. Die Gemeinde verfügt über einen
rechtswirksamen Flächennutzungsplan. Dieser soll im Parallelverfahren geändert
werden.

1. Regionalplanung

Aus regionalplanerischer Sicht ist zum Vorentwurf folgendes anzumerken:

Die Gemeinde beabsichtigt die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage in
der Gemarkung Lichtenhagen auf einer Fläche von ca. 30 ha. Im Vergleich zur Pla-
nungsanzeige (ca. 20 ha) wurde das Gebiet vergrößert.

Die Gemeinde verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan, in dem der
Bereich als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt ist. Die vorliegende Planung
kann somit nicht aus dem F -Plan entwickelt werden. Der F -Plan ist im Parallelver-
fahren zu ändern. Auf Ebene des F -Plans sind auch Alternativstandorte zu prüfen
und abzuwägen. Eine Planungsanzeige zur F -Plan -Änderung liegt uns noch nicht vor.

Die geplanten Flächen sind im RREP (2011) als Vorbehaltsgebiet für die Landwirt-
schaft ausgewiesen. Gemäß Kap. 5.3 (Z9) LEP, 2016, dürfen landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen nur in einem Streifen von.110 m beiderseits von Autobahnen, Bun-
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desstraßen und Schienenwegen für Freiflächenphotovoltaikanlagen in Anspruch genommen werden. Dieses Ziel der
Raumordnung wird mit den ausgewiesenen Flächen nicht erfüllt.

Die Gemeinde hat dies bereits erkannt und im Oktober 2022 einen Antrag auf Einleitung eines Zielabweichungsverfah-
rens gestellt. Eine Entscheidung steht noch aus. Der Gemeinde wird empfohlen, das Ergebnis des Zielabweichungsver-
fahrens zunächst abzuwarten und erst dann ggf. das Planverfahren fortzuführen.

2. Neuaufstellung Flächennutzungsplan

Die Gemeinde verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan. Dieser ist seit dem 28.09.2004 rechtswirksam.
Gemäß der Begründung der Gemeinde soll der Flächennutzungsplan hinsichtlich der Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 25 im Parallelverfahren geändert werden. Der Flächennutzungsplan der Gemeinde wurde bereits einmal geändert.
Die 1. Änderung ist seit dem 04.02.2023 rechtswirksam. Aus planungsrechtlicher Sicht wird der Gemeinde empfohlen,
perspektivisch eine Neuaufstellung für das gesamte Gebiet der Gemeinde anzustreben, um zu überprüfen, ob die
beabsichtigte städtebauliche Entwicklung mit den Darstellungen des aktuellen Flächennutzungsplanes noch überein-
stimmt:

„§ 5 Abs. 1 Satz 1 enthält die Aussage, dass im Flächennutzungsplan für das ganze Gemeindegebiet die sich aus der

beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen
der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen ist. Die Vorschrift enthält damit bestimmte Anforderungen an die Auf-
stellung des Flächennutzungsplans, die zusätzlich zu den Grundsätzen der Bauleitplanung nach §§ 1 und la zu beach-
ten sind. Zentraler Inhalt des Flächennutzungsplans soll danach die Bodennutzung sein, wie sie sich aus der beabsich-
tigten städtebaulichen Entwicklung ergibt." (Quelle: EZBK/Söfker, 148. EL Oktober 2022, BauGB § 5 Rn. 10)

„Dem Flächennutzungsplan wird (...) ein Zeithorizont von etwa 10 bis 15 Jahren zu Grunde gelegt (vgl. auch die Über-

prüfungspflicht des Flächennutzungsplans spätestens 15 Jahre nach seiner erstmaligen Aufstellung nach dem 2004
eingeführten und 2007 wieder aufgehobenen g 5 Abs. 1 Satz 3, (...))." (Quelle: EZBK/Söfker, 148. EL Oktober 2022,
BauGB § 5 Rn. 13a)

3. Alternativenprüfung in Bezug auf den Standort

Aus planungsrechtlicher Sicht wird die Gemeinde vorsorglich darauf hingewiesen, eine Alternativenprüfung in Bezug
auf die Standortauswahl durchzuführen. Eine allgemeine Pflicht zu Alternativenprüfung wird im BauGB nicht ausdrück-
lich normiert. Zu beachten ist jedoch, dass im Umweltbericht nach Nr. 2d der Anlage 1 zum BauGB die „in Betracht

kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten (...) zu berücksichtigen" sind. Anzugeben sind hierbei ferner die
wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl. Auch ist in der zusammenfassenden Erklärung anzugeben, aus welchen
Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten
gewählt wurde.

Aus der Begründung zum Bebauungsplan geht hervor, dass umfangreiche Flächen im Gemeindegebiet für die Photo-
voltaik-Freiflächenanlagen vorgehalten werden sollen. Ob diese Flächen die am besten geeigneten Flächen für Photo-
voltaik-Freiflächenanlagen sind und ob diese Entwicklungsabsicht möglicherweise in einem städtebaulichen Span-
nungsverhältnis zu anderen baulichen und sonstigen Nutzungen im Gemeindegebiet stehen, ermitteln die Gemeinden
regelmäßig im Rahmen der Flächennutzungsplanung.

Aus bauplanungsrechtlicher Sicht hat sich die Gemeinde noch mit anderen Standorten in Bezug auf das in Rede ste-
hende Vorhaben auseinanderzusetzen. Das Ergebnis dieser Prüfung ist der Begründung beizufügen.

4. Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren; Entwicklungsgebot

In Bezug auf die Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren werden der Gemeinde aus bauplanungs-
rechtlicher Sicht vorsorglich folgende Hinweise gegeben:
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„Von einem Entwickeltsein aus dem Flächennutzungsplan kann nur ausgegangen werden, wenn die Gemeinde nach

der geübten Verfahrensgestaltung auch wirklich ein Parallelverfahren durchgeführt hat, dh sie muss das Verfahren für
beide Planarten als verbundenes Verfahren gestaltet haben. Das Verfahren darf nicht so gestaltet werden, dass
schließlich die Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungsplans als Anpassung an den bereits weitgehend aufge-
stellten Bebauungsplan erscheint oder der Flächennutzungsplan praktisch im Hinblick auf den Stand des Bebauungs-
planverfahrens „berichtigt” werden soll.

Das BVerwG hat mit Beschl. v. 3. 10. 1984 —4 N 4.84 (...) festgestellt, dass kennzeichnend für ein Parallelverfahren ist,

dass eine inhaltliche Abstimmung zwischen den beiden Planentwürfen gewollt ist und dass die einzelnen Abschnitte
beider Planverfahren zeitlich und im jeweiligen Fortgang derart aufeinander bezogen sind, dass die inhaltliche Ab-
stimmung möglich ist. Der Begriff „gleichzeitig" setzt zwar einen zeitlichen Zusammenhang beider Verfahren voraus,

erfährt aber seinen eigentlichen Sinn aus der das Verhältnis von Bebauungsplan und Flächennutzungsplan zueinander
bestimmenden Grundvorschrift des § 8 Abs. 2 Satz 1, dass nämlich der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan
zu entwickeln ist, dh dass der Inhalt des Bebauungsplans dem Flächennutzungsplan „in einer Weise entspricht, die sich

als Entwickeln genauer: als ein Entwickeltsein begreifen lässt". (Quelle:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Runkel, 151. EL August 2023, BauGB § 8 Rn. 49)

Die eben genannten Grundsätze sind bei der weiteren Planung zu beachten.

5. Verfahrensvermerke

Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass alle Verfahrensvermerke zu siegeln und vom Bürgermeister zu unter-
schreiben sind. Die Verfahrensvermerke dienen dem Nachweis der rechtskonformen Durchführung des Planaufstel-
lungsverfahrens. Sie können unter Umständen bei der Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften von Bedeutung sein. Durch ihre Unterzeichnung und Siegelung erhalten sie den Charakter und die Beweis-
kraft öffentlicher Urkunden. Inhaltlich müssen sie daher eindeutig sein und dem vollständigen Verfahrensverlauf ent-
sprechen.

6. XPlanung

XPlanung ist ein nationaler Datenaustauschstandard für bestimmte raumbezogene Plandokumente (Bauleitplanung,
Raumordnung, Landschaftsplanung), der am 5. Oktober 2017 vom IT-Planungsrat verbindlich beschlossen wurde. Der
§ 15 des Gesetzes zur Förderung der elektronischen Verwaltungstätigkeit in Mecklenburg -Vorpommern (E-
Government Gesetz Mecklenburg -Vorpommern - EGovG M -V i. d. F. v.25.04.2016) regelt die verbindliche Übernahme-
verpflichtung der Standardisierungsbeschlüsse des IT- Planungsrats für M -V (s. a. Handreichung XPlanung, S. 9).

Diesbezüglich wird auf die Arbeitshilfe XPlanung des Landkreises Rostock verwiesen (https://www.landkreis-
rostock.de/cle/xplanung.html). Die vorliegende Arbeitshilfe XPlanung soll Städten und Gemeinden im Landkreis
Rostock die Erarbeitung eines eigenen kommunalen Pflichtenheftes zur Erstellung XPlanung-konformer Bauleitpläne
erleichtern. Diese Arbeitshilfe ist eine Ergänzung zu den Veröffentlichungen der XLeitstelle „Handreichung XPlanung"

und „Leitfaden XPlanung", welche zur Umsetzung des verbindlichen Standards XPlanung heranzuziehen sind.

7. Durch das Amt für Kreisentwicklung wurden die berührten Fachämter des Landkreises Rostock beteiligt. Die Stel-
lungnahmen der Fachämter:

• Brandschutzdienststelle (Amt 37)

• Bauamt (Amt 63)
o Untere Denkmalschutzbehörde

• Amt für Straßenbau und Verkehr (Amt 65)
o Sachgebiet Straßenbau
o Sachgebiet Straßenverkehr

vom 15.01.2024

vom 09.01.2024

vom 11.01.2024
vom 31.01.2024
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• Umweltamt (Amt 66)
o Untere Naturschutzbehörde vom 19.01.2024
o Untere Wasserbehörde vom 26.01.2024
o Untere Innmissionsschutzbehörde vom 15.01.2024
o Untere Bodenschutzbehörde vom 22.01.2024

Die Fachstellungnahmen wurden mit Schreiben vom 05.02.2024 bereits übersendet. Die für die Satzung relevanten
Inhalte der Fachstellungnahmen sind gleichfalls entsprechend zu berücksichtigen.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

(biic
Christian Fink
Amtsleiter

I ANnKRF1S-RfISTOCK FIF






















